
 
D e r  B ü r g e r m e i s t e r  
Fachbereich 4 - Finanzen, Wohn- und Grundstücksmanagement 
 

Vorlage Nr. 310/17 

 

 

Betreff: 
 

Einbringung des Entwurfes der Haushaltssatzung und des 
Haushaltsplanes für das Haushaltjahr 2018 

  
Status: öffentlich 

 

Beratungsfolge 

Rat der Stadt Rheine 26.09.2017 Berichterstattung 

durch: 

Herrn Dr. Lüttmann 

Herrn Krümpel 

 Abstimmungsergebnis    

TOP einst. mehrh. ja nein Enth. z. K. vertagt verwiesen an: 

         

Betroffenes Leitprojekt/Betroffenes Produkt 

Leitprojekt 1 Bildung und Inklusion - die Zukunftssicherung als dauerhafte Aufgabe 

Leitprojekt 1.1 Bildung 

Leitprojekt 1.2 Inklusion 

Leitprojekt 1.3 Sport 

Leitprojekt 2 Wissenschaft, Forschung, Technologie - Schwerpunkte einer nachhaltigen 

Entwicklung 

Leitprojekt 3 Rheine - der starke Wirtschaftsstandort in einer starken Region 

Leitprojekt 4 Rheine - die gesunde Stadt 

Leitprojekt 5 Originalität und Innovationen für die Energiewende und den Klimaschutz 

Leitprojekt 6 Inwertsetzung der Konversionsflächen - eine Chance für die Stadtentwicklung 

Leitprojekt 7 Regionale Kooperation - eine Notwendigkeit für eine zukunftsfähige 

Entwicklung und ein Bedeutungsgewinn für die Gesellschaft, Ökonomie und Ökologie 

Produkt alle Produkte 

 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 Ja  Nein 

 einmalig  jährlich  einmalig + jährlich 
 

 

Ergebnisplan   Investitionsplan 
 

Erträge  195.011.390 € Einzahlungen 22.545.392 € 

Aufwendungen  191.282.181 € Auszahlungen 28.541.854 € 

Erhöhung Eigenkapital 3.729.209 € Eigenanteil 5.996.462 € 
 
 

Finanzierung gesichert 
 

 Ja  Nein 

durch 

 Haushaltsmittel bei Produkt / Projekt       

 sonstiges (siehe Begründung) 
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Vorlage Nr. 310/17 
 

Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
  
 

Beschlussvorschlag/Empfehlung: 
  

1. Der Rat der Stadt nimmt den Entwurf der Haushaltssatzung und des Haus-
haltsplanes 2018 zur Kenntnis. 
 

2. Der Rat der Stadt überträgt die Detailberatung des Entwurfes des Haus-
haltsplanes (einschl. der Investitionsprojekte) und damit verbunden die 

Beratung der fünfjährigen Ergebnis- und Finanzplanung den zuständigen 
Fachausschüssen. 

 
3. Der Rat der Stadt bestimmt zum Fachausschuss für die Leistung 2106 (Un-

terhaltsvorschussleistungen) den Jugendhilfeausschuss. 

 
 

Begründung: 
 
A. Allgemeines 

 
Der Verwaltungsvorstand hat in seiner Sitzung am 07. September 2017 die Eck-

daten für die Ergebnis- und Investitionsplanung 2018-2021 beraten und festge-
legt. 
 

Die zur Vorbereitung der Eckdaten vom Kämmerer geführten Budgetgespräche 
mit den Fach- und Sonderbereichen und die Eckdatenfestlegung erfolgten unter 

folgenden Zielsetzungen: 
 

1. Haushaltsausgleich im Ergebnisplan 

2. Budgetausweitungen im Ergebnisplan nur bei unabweisbarem Bedarf 
3. Keine neuen freiwilligen Aufgaben, die nicht gegenfinanziert (wirtschaft-

lich) sind 
4. Keine Liquiditätskredite 
5. Abbau der Verschuldung für Investitionskredite – kurzfristig keine Netto-

Neuverschuldung 
 

Die Eckdaten sind von den Fachbereichen in den Entwurf des Haushaltsplanes 
eingearbeitet worden. 
 

Ferner sind für den Haushaltsplanentwurf die Gesamtpersonalaufwendungen in 
Höhe von 36,168 Mio. € auf Basis des voraussichtlichen Ergebnisses des laufen-

den Jahres, der vereinbarten Tariferhöhung 2018, weiteren Besoldungserhöhun-
gen und Tariferhöhungen von je 2,4 % pro Jahr sowie unter Berücksichtigung der 
bereits jetzt feststehenden oder absehbaren Personalzu- und –abgänge produkt-

scharf kalkuliert und zugeordnet worden. Der ermittelte Gesamtbetrag liegt um 
2,046 Mio. € über der bisherigen Planung im Haushaltsplan 2017 für 2018. 

 
Gegenüber dem Ansatz für das Jahr 2017 beträgt die Steigerung 2,357 Mio. € = 
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7,0 %. Dieser Wert setzt sich wie folgt zusammen: 
 

- 5,5 % tariflich bzw. gesetzlich festgelegte Gehalts- und Entgelterhöhungen 
sowie Einrichtung und Besetzung von neuen Stellen bzw. Anpassung vor-
handener Stellen/Positionen 

- 1,5 % Zuführung zu Pensions- und Beihilferückstellungen 
 

Bei den o.g. Personalveränderungen sind keine Mehrerträge (z.B. Kostenerstat-
tungen) berücksichtigt. Diese werden in den Vorlagen der jeweiligen Fachberei-
che dargestellt. Nähere Informationen zu den Personalveränderungen sind in der 

Stellenplanvorlage (Nr. 314/17) enthalten. 
 

Die Abschreibungen sowie die Erträge aus der Auflösung von Sonderposten aus 
Zuweisungen und aus Beiträgen sind neu berechnet und zugeordnet worden. 

 
Die Interne Leistungsverrechnung wurde ebenfalls überarbeitet. 
 

Auch die im Rahmen der Amtshilfevereinbarungen zu erbringenden Leistungen 
zwischen den Technischen Betrieben Rheine AöR und der Stadt Rheine sind aktu-

alisiert worden. 
 
Die Darstellung der Finanzbeziehungen zwischen der Stadt Rheine und den städ-

tischen Beteiligungen beruhen auf den Werten aus den Wirtschafts- und Finanz-
plänen 2017. Über Änderungen ist in den politischen Gremien zu entscheiden. 

 
Der Saldo aus den Budgets der Fach-/Sonderbereiche wird durch den Sonderbe-
reich 9 – Zentrale Finanzleistungen – finanziert. Weitere Informationen zu den 

Ansätzen im Sonderbereich 9 können der Anlage 1 entnommen werden. 
 

Das Ziel „1. Haushaltsausgleich im Ergebnisplan“ wird in allen Jahren einge-
halten. Nachdem im Haushalt 2017 für das Jahr 2018 mit einem Überschuss von 
rd. 2,618 Mio. € geplant wurde, wird nun mit einem Jahresüberschuss von rd. 

3,729 Mio. € gerechnet. Die Steigerung gegenüber der bisherigen Planung hängt 
von verschiedenen Faktoren ab, insbesondere aber vom deutlich besseren Er-

gebnis des Sonderbereiches 9. 
 
Das Ziel „2. Budgetausweitungen im Ergebnisplan nur bei unabweisba-

rem Bedarf“ wurde fast vollständig eingehalten. In den Planungen sind aber 
auch Veränderungen enthalten, die neben anderen Vorteilen auch aus wirtschaft-

lichen Gesichtspunkten sinnvoll sind. 
 
Das Ziel „3. Keine neuen freiwilligen Aufgaben, die nicht gegenfinanziert 

(wirtschaftlich) sind“ wurde ebenfalls eingehalten. 
 

Das Ziel „4. Keine Liquiditätskredite“ soll eingehalten werden. Es sind keine 
Liquiditätskredite geplant. Sollten allerdings Mittel aus dem Förderprogramm 
„Gute Schule 2020“ konsumtiv verwandt werden, würde die Abwicklung über Li-

quiditätskredite erfolgen, deren Tilgung und Zinsen dann aber vollständig vom 
Land getragen werden.  
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Das Ziel „5. Abbau der Verschuldung für Investitionskredite – kurzfristig 
keine Netto-Neuverschuldung“ wird nur zum Teil erreicht. In 2018 wird mit 

einem Zuwachs von rd. 3,398 Mio. € geplant. In 2019 gleichen sich die geplanten 
Kreditaufnahmen und Tilgungen ungefähr aus (Zuwachs 73 T€) und in den Jah-
ren 2020 und 2021 wird mit einem Abbau von rd. 1,483 Mio. € bzw. 680 T€ ge-

plant.  
Bei den Ansätzen für Investitionskredite handelt es sich um Ermächtigungen. Ob 

eine Aufnahme erforderlich ist, wird sich erst im Haushaltsvollzug zeigen.  
Durch das Förderprogramm „Gute Schule 2020“ werden voraussichtlich Mittel 
investiv verwandt, so dass die Abwicklung über Investitionskredite erfolgt, deren 

Tilgung und Zinsen dann wie bei den Liquiditätskrediten vollständig vom Land 
getragen werden. 

 
 

B. Erläuterung zu den Beschlussvorlagen 
 
1. Haushaltssatzung und Haushaltsplan 

 
Auf Basis der obigen Daten wurde der Haushaltsplanentwurf und des Haushalts-

planes für das Haushaltsjahr 2018 am 21. September 2017 auf- und festgestellt. 
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung, der Gesamtplan sowie die Teilpläne der Fach- 

und Sonderbereiche sind dieser Vorlage als Anlagen 2-4 beigefügt. 
 

Die weiteren Bestandteile des Entwurfes des Haushaltsplanes werden zurzeit er-
stellt. Nach Fertigstellung wird der vollständige Haushaltsplanentwurfes in das 
Ratsinformationssystem sowie unter www.rheine.de ins Internet eingestellt. 

 
2. Teil-Ergebnispläne 

 
Gegenüber dem Haushaltsplan 2017 haben sich für die Jahre 2018-2021 auf-
grund neuer Erkenntnisse vielfältige Veränderungen im Ergebnisplan ergeben. 

 
Die größeren Änderungen in den Teil-Ergebnisplänen sind in der Anlage 5 darge-

stellt. 
 
3. Teil-Investitionspläne 

 
Auch im Investitionsplan haben sich umfangreiche Veränderungen ergeben. Die 

aktuellen Veranschlagungen ergeben sich im Detail aus den Teilplänen der Fach- 
und Sonderbereiche (vgl. Anlage 4). 
 

4. Zuordnung von Produkten zu Fachausschüssen 
 

Durch eine Umorganisation ist die Leistung 2106 – Unterhaltsvorschussleistun-
gen – vom Sozialbereich dem Jugendamtsbereich zugeordnet worden. Hieraus 
ergibt sich, dass die Beratung im Jugendhilfeausschuss und nicht mehr im Sozi-

alausschuss erfolgt. 
 

 
 

http://www.rheine.de/
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C. Weitere Hinweise 
 

1. Beratungsverfahren 
 
Für die Beratung des Haushaltsplanentwurfes gilt der folgende, in den Sitzungs-

kalender eingearbeitete Terminplan: 
 

07.11. – 23.11.17 Fachausschussberatungen 
19.12.2017 Beratung der Ergebnisse der Fachausschussberatungen 

im HFA 

16.01.2018 Verabschiedung der Haushaltssatzung im Rat 
 

2. Einbindung Integriertes Entwicklungs- und Handlungskonzept Rheine 
2025 (IEHK) 

 
Der Rat der Stadt Rheine hat am 08. April 2014 den Entwurf der Fortschreibung 
des IEHK als Grundlage für die weitere (Stadt-)Entwicklung in der Stadt Rheine 

beschlossen. Weiter hat der Rat beschlossen, dass das fortgeschriebene IEHK 
zukünftig einen integralen Bestandteil für die Haushaltsplanung darstellt.  

 
Die Einbindung wird in folgender Form umgesetzt: 
 

- Kurze Darstellung des IEHK im Vorbericht 
- Ggf. Hinweise bei den Produktbudgets auf die entsprechenden IEHK-

Leitprojekte 
- Darstellung der IEHK-Leitprojekte mit den Handlungsfeldern im Anhang, 

einschließlich einer Überleitungstabelle mit zugeordneten Produkten. 

 
3. Produktbeschreibungen 

 
Zur besseren Steuerung und zur Implementierung des IEHK werden seit einigen 
Jahren die Produkte überarbeitet. Anregungen und Hinweise zu den jeweiligen 

Produktbeschreibungen (z.B. andere Ziele, Kennzahlen) können jederzeit vorge-
bracht werden. 

 
Ziel der Überarbeitung ist es, die Informationen zum jeweiligen Produkt über-
sichtlicher und zusammenfassender darzustellen. Ein wesentlicher Bestandteil 

der Überarbeitung besteht darin, direkte Zusammenhänge zwischen Kurzbe-
schreibungen, Zielen und Kennzahlen darzustellen. Dieses erfolgt über Aufzäh-

lungen (A, B, C, …). Außerdem sollen die Möglichkeiten zur strategischen Steue-
rung verbessert werden. So sollen anhand von Kennzahlen auch entsprechende 
Tendenzen o.ä. dargestellt bzw. Zielvorgaben (Kennzahlenvorgaben) gegeben 

werden können. Finanzielle Auswirkungen durch Änderungen bei den Kennzah-
lenwerten sollen ebenfalls sichtbar werden (z.B. steigende Fallzahlen im Bereich 

X führen zu entsprechend erhöhten Aufwendungen). 
 
4. Hinweise und Steuerungsmöglichkeiten im Haushalt 

 
Als Anlage 6 ist eine Handreichung zu den Steuerungsmöglichkeiten im städti-

schen Haushalt beigefügt. Es werden Hinweise zu folgenden Themen gegeben: 
- Gliederungspunkt I: „Wo finde ich was?“ 
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- Gliederungspunkt II: „Welche Daten sind steuerungsrelevant?“ 
- Gliederungspunkt III: „Welche Steuerungsmöglichkeiten gibt es?“ 

 
Eine tabellarische Gegenüberstellung der Ansätze mit den Ergebnissen sämtlicher 
im Haushalt dargestellter Budgets der letzten 5 Jahre wird den Fraktionen – wie 

im Vorjahr - vor den jeweiligen Klausurtagungen zur Haushaltsberatung zur Ver-
fügung gestellt. 

 
 
Anlagen: 

 
Anlage 1 – Erläuterungen zum Sonderbereich 9 – Zentrale Finanzleistungen 

Anlage 2 – Entwurf der Haushaltssatzung 
Anlage 3 – Gesamtplan 

Anlage 4 – Teilpläne der Fach- und Sonderbereiche 
Anlage 5 – Größere Änderungen in den Teil-Ergebnisplänen 
Anlage 6 – Steuerungsmöglichkeiten im Haushalt 

Anlage 7 – Übersicht Hebesätze großer kreisangehöriger Kommunen in NRW 
 


	Datum
	Zusatzinformation
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen5
	Kontrollkästchen15
	Kontrollkästchen10
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	Anlage

